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Dienstliche Beurteilung 2022 – wichtige Nachinformation  
 

Der Zeitraum für die nächste dienstliche Beurteilung geht langsam, aber sicher dem 
Ende entgegen. Beim BLLV häufen sich deshalb wieder die Anfragen der Mitglieder. 
Wir werden deshalb zu Beginn des neuen Schuljahres unsere Gesamtzusammenfas-
sung zu diesem Thema ein weiteres Mal aktualisieren und ab ca. Anfang September 
auf unserer Homepage unter www.mittelfranken.bllv.de veröffentlichen. In aller Kürze 
ein paar wichtige Antworten auf häufige Fragen:  

- In den Richtlinien ist es nicht expressis verbis thematisiert: Wenn jemand in der Zeit 
zwischen dem 1.8.2022 und dem 31.12.2022 z.B. in Elternzeit geht und vor dem 
31.12.2022 nicht mehr in den aktiven Dienst zurückkehrt, so wurde von 
verschiedenen Seiten die Meinung vertreten, dass die betroffene Lehrkraft keine 
Beurteilung oder lediglich eine Zwischenbeurteilung erhalte. Diese Auffassung ist 
unrichtig. Der BLLV ließ deshalb noch einmal die Angelegenheit vom Ministerium 
klären. Im Antwortschreiben des KM heißt es, „dass auch Lehrkräfte, die im Zeitraum 
1.8.2022 bis 31.12.2022 in Elternzeit gehen (im Wege des „Erst-Recht-Schlusses“ 
und wie bisher auch) eine periodische Beurteilung 2022 erhalten. Ende des 
Beurteilungszeitraumes ist jeweils ein Tag vor Beurlaubungsbeginn.“  

- Neu ist, dass bei Lehrkräften bzw. Schulleitungen, die sich zum Beurteilungsstichtag 
in Elternzeit oder familienpolitischer Beurlaubung befinden und für die keine 
verwendbare aktuelle Beurteilung vorliegt, die letzte periodische Beurteilung unter 
Berücksichtigung des seinerzeit angelegten Maßstabs und der durchschnittlichen 
Entwicklung vergleichbarer Beamtinnen und Beamten fiktiv nachgezeichnet wird. In 
einem komplizierten Rechenverfahren werden die durchschnittlichen Werte 
vergleichbarer Beamtinnen und Beamter ermittelt.  

- Wird eine Lehrkraft im Zeitraum 1.8.22 bis 31.12.22 zur Schulleiterin oder zum 
Schulleiter ernannt, wird die Beurteilung unmittelbar vor dem Ernennungsdatum 
abgeschlossen. 

- Voraussetzung für eine Beförderung in ein Funktionsamt ist eine 
Verwendungseignung. Bei diesen Überlegungen soll bereits perspektivisch der 
gesamte kommende Beurteilungszeitraum ins Auge gefasst werden. Eine 
Verwendungseignung soll mit den jeweiligen Superkriterien korrespondieren.  

- Neben dem Gesamtprädikat spielen bei Beförderungsvorgängen unter Umständen 
sog. „Superkriterien“ eine entscheidende Rolle. Sie hängen vom jeweiligen 
Funktionsamt ab:  
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Leitungsfunktion 
(Schulleiter/in,  
Rektor/in, 
Konrektor/in) 

Fachfunktion 
(Fachberater/in, 
Beratungsrektor/in, 
Systembetreuer bei 
Fach- bzw. Förder-
lehrkräften, Bera-
tungsrektor/in: 
informationstech-
nisch und medien-
pädagogisch) 

Beratungsfunktion 
(Beratungsrektor/in: 
Schulpsychologen, 
Beratungsrektor/in: 
qualifizierte 
Beratungslehrkräfte) 

Ausbildungsfunktion 
(Seminarrektor/in: 
auch Koordinatoren, 
Seminarleiter/in für 
Fach- und 
Förderlehrkräfte 

Zusammenarbeit 

Einsatzbereitschaft 

Entscheidungsvermögen 

 

 

Berufskenntnisse und 
ihre Erweiterung 

 

Führungsverhalten  

Zusammenarbeit 

Unterrichtserfolg 

Unterrichtsplanung 
und Unterrichtsge-
staltung 

 

Berufskenntnisse und 
ihre Erweiterung 

Zusammenarbeit 

Einsatzbereitschaft 

Entscheidungsvermögen 

 

 

 

Erzieherisches Wirken  

Zusammenarbeit 

Unterrichtserfolg 

Unterrichtsplanung 
und Unterrichtsge-
staltung 

 

Erzieherisches Wirken 

Die Reihenfolge der Superkriterien stellt keine Wertung dar.  

 

9.-- € Ticket: Erstattung von Reisekosten und Trennungsgeld  
(nach einer Info von Hans Rottbauer)  

 

Für den Zeitraum vom 1.6. bis zum 31.8.22 ist bundesweit für die monatsbezogene 
Nutzung des öffentlichen Personennahverkehrs ein 9-€-Ticket erhältlich. Das hat 
Auswirkungen auf Dienstreisen und Trennungsgelderstattungen, wenn diese Fahrten 
mit dem öffentlichen Nah- und Regionalverkehr durchgeführt werden können. Wird das 
Ticket anlässlich einer Dienstreise beschafft, ist die vollständige Erstattung möglich. 
Es kann auch privat genutzt werden. Wird ein solches Ticket privat angeschafft, so ist 
es auch für dienstliche Zwecke zu verwenden. Da jedoch ein dienstlich verursachter 
Mehraufwand in diesem Fall nicht vorliegt, kann eine Erstattung weder ganz noch 
teilweise erfolgen.  

Bei Jahresabonnements gilt: Für die drei Monate fallen lediglich Kosten in Höhe von 
jeweils 9 € an. Von den Verkehrsverbünden werden bereits geleistete Mehrbeträge 
automatisch rückerstattet bzw. verrechnet. Beschäftigte, die vorab dienstlich geleistete 
Vorschüsse oder Erstattungen erhalten haben, müssen diese zurückzahlen, sofern 9€ 
überschritten wurden.  

 

Steuererklärungsfrist erneut verlängert 
 
Wegen der Coronapandemie wurde 2021 die Frist für die Abgabe der Steuererklärung 
2020 verlängert. Auch in diesem Jahr gilt diese Verlängerungsmöglichkeit. Wenn Sie 
selbst die Erklärung abgeben, so muss die Erklärung erst bis zum 31.10.2022 beim 
Finanzamt sein. Wer sich von einem Steuerberater oder Lohnsteuerhilfeverein 
vertreten lässt, hat sogar bis zum August 2023 Zeit. Man sollte frühzeitig eine 
Fristverlängerung beantragen, wenn diese Termine nicht eingehalten werden können.  
Wer die Beantragung der Fristverlängerung verpasst und die Steuererklärung 
verspätet einreicht, muss einen Verspätungszuschlag entrichten.    


